
Bundessozialgericht
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Zugestellt am
9. Mai 1966

I m N a m e n d e e V o l k e 3

In dem Rechtsstreit

oonoooocooaoooooooooooooooooooooooooooooooooooooooo

Beklagten und Revisionsklägerin,

g e g e n'

10
ooooooooooo°ooooooooooooooooooooooaoooooaooc-ooao°

20
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Kläger und Revisionsbeklagte,

hat der 2° Senat des Bundesscziälgerichts ohne

mündliche Verhandlung am 14° Dezember 1965

durch

Senatspräsident B r a c k m a n n

- Vorsitzender —9
Bundesrichter D e m i a n i und__

Bundesrichter Dro K a i s e r9

Bundessozialrichter K n i e p m e y e r und

Bundessözialrichter N o t t b 0 h m

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württem—

berg vom 90 November 1960 wird insoweit aufge—

hoben, als es das Urteil des Sozialgerichts Konstanz

vom 50 Dezember 1958 und den Bescheid der Beklagten

vom 290 Juli 1958 aufgehoben, die Beklagte zur Ge—
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währung von Witwenrente und Waisenrente verurteilt

und die Beklagte verurteilt hat, der Klägerin

2/5 ihrer außergerichtlichen Kosten zu erstatten°
Die Berufung der Kläger gegen das Urteil des

Sozialgerichts Konstanz vom 5 Dezember 1958 wird

in vollem Umfang zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Berufungsverfahrens

und Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatteno

G r ü n d e :

Die Klägerin war in erster Ehe mit dem praktischen Arzt

Dr° Georg W
............................

in Bielatal (bei Königstein/Elbe-Sachsen)

verheiratet
Dieser

hatte sich freiwillig gegen Arbeitsunfall

versichert und ist am 9 August 1942 an den Folgen einer

Berufskrankheit gestorben° Die Klägerin bezog von der Be—

klagten aus der gesetzlichen Unfallversicherung Witwenrente

und Waisenrente für ihren am 150 Februar 1936 geborenen Sohn

Hans—Jürgen W :rrrx■i Diese Renten sind letztmalig für den

Monat Mai 1945 gezahlt worden° Die Klägerin ging am 26o

Dezember 1946 eine neue Ehe ein„ Ihr zweiter Ehemann ist im

Juli 1949 gestorben°

Bis zum November 1955 blieb die Klägerin mit ihrem Sohn in

der Sowjetisohen Besatzungszone (SBZ)o Nachdem sie in die

Bundesrepublik übergesiedelt war, beantragte sie mit Schreiben

vom 170 September 1957, ihr die beiden Renten vom 10 Juni 1945

an weiter zu gewähren„ In einem Schreiben an die Beklagte vom '

240 Februar 1958 trug sie u„a° auch vor, sie habe sich an die

Sozialversicherung in der SBZ gewendet, jedoch die Antwort

erhalten, daß Witwenrenten nur gezahlt würden, wenn die Witwe

das 60 Lebensjahr vollendet hat oder in ihrer Erwerbsfähig—

keit um mindestens 66 2/3 veH gemindertist° ‘

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


+ 3 —

Durch Bescheid vom 290 Juli 1958 lehnte die Beklagte den

Antrag auf Weitergewährung der Hinterbliebenenrenten ab°

Zur Begründung ist in dem Bescheid u„ao ausgeführt, ein

Anspruch auf Witwenrente habe vom Zeitpunkt der Wieder-

verheiratung an nicht mehr bestanden° Die Klägerin habe

vor der Verheiratung noch in der SBZ gewohnt, dort seien

die Vorschriften der Reichsversicherungsordnung (EVO) 1945

außer Kraft gesetzt und die Träger der Reichsversicherung

aufgelöst worden, Die Bewohner der SBZ hättenihre Ansprüche

gegen die ursprünglichen Versicherungsträger nach der BVG

vom Jahre 1945 an nur noch gegen die Sozialversicherungs—

anstalten bzw° gegen den Freien deutschen Gewerkschafte—

bund in der SBZ geltend machen können° Daneben habe kein

Anspruch gegen den früheren Versicherungsträger mehr be-

standen° Infolgedessen müsse es abgelehnt werden, die Hinter—

bliebenenrente bis zur Wiederverheiratung und die Waisen-

rente bis zur Vollendung des 180 Lebensjahres zu gewähren,

Gegen diesen Bescheid haben die Kläger Klage beim Sozial-

gericht (SG) Konstanz erhoben und beantragt, die Beklagte

zur Zahlung der Witwenrente für die Zeit vom 10 Juni 1945

bis zum 31° Dezember 1946 und der Waisenrente vom 10 Juni

1945 bis zum 280 Februar 1954 zu verurteilen° Das SG hat

durch Urteil vom 5" Dezember 1958 die Klage als unbe—
gründet abgewiesen und die Berufung zugelassen, Zur Be-

gründung hat das SG uoa° ausgeführt, nach dem Zusammenbruch

habe sich die Zuständigkeit der Versicherungsträger im
\Bundesgebiet und im Land Berlin nicht mehr auf die in der

SBZ ansässigen Personeh erstreckt, deren Ansprüche hätten
sich vielmehr ausschließlich gegen die Versicherungsträger

der Zone gerichtet und nach der dort abweichenden Gesetz-
gebung bestimmt° Erst vom Zuzug in das Bundesgebiet an sei

wieder das hier geltende Recht maßgebend geworden, jedoch

nicht für eine vor dem Zuzug liegende Zeit° Abgesehen davon

verjähre der Anspruch auf Leistungen nach 5 29 RVG in 4

Jahren nachder Fäfligkeito
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Gegen dieses Urteil haben die Kläger Berufung beim Landes;

sozialgericht (LSG) Baden—Württemberg eingelegt° Zur Be—
gründung haben die Kläger u„ao darauf hingewiesen, daß die
Ärzteversicherung der Concordia Lebensversicherung AG ohne

weiteres Nachzahlungen geleistet habe° Außerdem hat die

Klägerin vorgetragen, sie habe sich im Jahre 1945 unmittelbar.

nach Kriegsende an die "zuständige Berufsgenossenschaft für

Feinmechanik" gewendet, diese habe den Rentenantrag mit der

Begründungzbgelehnt‚ daß die Klägerin das rentenfähige Alter

von 65 Jahren noch nicht erreicht habe, außerdem arbeits—

fähig sei und ihren Unterhalt selbst verdienen könne und

schließlich in ihrem Grund— und Hausbesitz noch eigenes Ver—

mögen habe, das—ihren Unterhalt gewährleiste°

Die Beklagte hat sich für ihren ablehnenden Standpunkt auch

ausdrücklich auf die Verjährung nach 5 29 Abs° 3 RVG berufeno.

Im Termin zur mündlichen Verhandlung haben die Kläger bean—

tragt, die Beklagte zu verurteilen, der Klägerin für den

Zeitraum vom 1° Juni 1945 bis 310 Dezember 1946 Witwenrente

und ihrem Sohn vom.1„ Juni 1945 bis 280 Februar 1954 Waisen—

rente zu gewähren, diese jedoch unter Abzug der in der SBZ

vom 1„ Februar 1947 bis zum 280 Februar 1954 gezahlt61Waisen-
_

rente von monatlich 90,——DM bis 310 August 1947 und danach '

von 120‚—— DMo

Aus dem Tatbestand des angefochtenen Urteils ergibt sich,
_daß die Klägerin im Termin die Abschrift eines Schreibens der

:
Sozialversicherungsanstalt Sachsen vom 210 November 1947 vor—

,
gelegt hat, aus dem sich ergibt, daß die Klägerin in der 832

vom 10 Februar 1947 an Waisenrente für ihren Sohn erhalten

hat°

Das LSG hat durch Urteil vom 90 November 1960 das Urteil des

SG Konstanz und den Bescheid der Beklagten aufgehoben und

die Beklagte verurteilt, der Klägerin für den Zeitraum vom

10 Juni 1945 bis 260 Dezember 1946 Witwenrente und ihrem

Sohne vom 10 Juni 1945 bis 315 Januar 1947 Waisenrente zu
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gewähren° Im übrigen hat es die Berufung zurückgewiesen°

Die Revision ist vom LSG zugelassen werden°

ß
Zur Begründung hat das LSG d„a° folgendes ausgeführt:

Die Rechtsentwicklung in der SBZ habe zu einer Zer—

schlagung der für ganz Deutschland einheitlichen Sozial-

versicherung und zu einer Neuordnung für die SBZ geführt°

Hiervon seien die in Westdeutschland wohnhaften Deutschen,

die Ansprüche gegen einen Versicherungsträger in der SBZ

hatten, ebenso betroffen worden wie die in der SBZ wohn-

haften Deutschen, die Ansprüche gegen einen in Westdeutsch-

land gelegenen Versicherungsträger hatten° Die westdeutschen

Versicherungsträger hätten daher die Leistungen an in West—

deutschland wohnende Versicherte auch für Ansprüche gegen

einen in der SBZ gelegenen Versicherungsträger übernommen°

Andererseits gewährten die Versicherungsträger der SBZ

an dort wohnhafte Deutsche auch Leistungen für Versicherungs—

fälle, für deren Entschädigung einsttdeutscher Versicherungs—

träger zuständig gewesen sei„ Diese Rechtsumgestaltung beruhe

nicht auf Gewohnheitsrecht, sondern auf Anordnung und Maß—

nahmen der Besatzungsmächte, die einen Zahlungsverkehr

zwischen Ost— und Westdeutschland nicht zugelassen und eine

andere Gestaltung des interzonalen Rechts damit unterbunden

hätten° Diese Rechtsentwicklung und die sich daraus ergebende

Leistungsübernahme durch ansich unzuständige Versicherungs—

träger habe auch die früheren Ansprüche und Zuständigkeite—

abgrenzungen beeinflußtb Es würde dem Sinn und Zweck der

reichsgesetzlichen Unfallversicherung widersprechen, wenn

man Unfallverletzten Ansprüche gegen beide Sozialversicherunge—

einrichtungen einräumtev Für die Zuständigkeit müsse daher

nach 1945 grundsätzlich das Wohnsitzprinzip maßgeblich sein„

Im vorliegenden Fall sei deshalb grundsätzlich das für den

Wohnort der Klägerin geltende Recht der SBZ maßgebend für die

Prüfung, ob und wann Rentenansprüche für die Zeit nach 1945

erhoben werden könnteno Dahingehende Neuregelungen seien in

einzelnen Ländern der 882 schon im Juli und August 1945 er—

gangenc Eine zoneneinheitliche Regelung enthalte aber erst

:_6_
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die auf Grund des Befehls Nr° 28 der Sowjetischen Militär

_administration ergangenen Verordnung über die Sozialpflicht—

versicherung über den 280 Januar 1947 (Arbeits— und Sozial—_

fürsorge 1947 So 91)0 Diese Verordnung ermögliche die Fest— _
stellung der Unfallrente erstmalig vom 10 Februar 1947 an,

‘

wie dem Senat aus einer in einer anderen Sache eingeholten

Auskunft der Sozialversicherungsanstalt Bezirksverwaltung

Potsdam vom 220 Dezember 1955 bekannt sei„ Hierzu sei eine

Antragstellung erforderlich gewesen° Die Rente sei vom 10 des

Antragsmonats an gewährt worden° Die Klägerin hätte bei ent—

sprechender Antragstellung vom 1° Februar 1947 an Anspruch

auf Unfallhinterbliebenenrente gehabt und habe auch tat-

sächlich vom 10 Februar 1947 an W??59953233„9£33;33n? Von
diesem Zeitpunkt an könne sie Ansprüche gegen die Beklagte

solange nicht geltend machen, wie sie sich in der SBZ als dort

anspruchsberechtigte Hinterbliebene aufhalte° Dies sei die

rechtliche Folge der Rechtsentwicklung nach 1945 in dem ge—
’i

teilten Deutschlando f

Anders sei jedoch die Rechtslage für den Zeitraum vom 10 Juni

1945 bis zum 310 Januar 19470 Sozialversicherungsansprüche
richteten sich zwar bei Inlandsaufenthalt seit 1945 nur nach

dem jeweiligen Landes— bzw„ Zonenrecht, und der Gesetzgeber

habe im Fremdrenten— und Auslandsrentengesetz (FAG) bestimmt,}

daß Leistungen frühestens mit der Begründung des Wohnsitzes ”

im Bundesgebiet oder im Land Berlin beginnen, Das FAG be—

treffe aber nur Ansprüche gegen Versicherungsträger in der SBZ

und im Ausland° Die Beklagte sei für das ganze heutige Bundes—

gebiet zuständig gewesen und habe ihren Sitz in Berlin ge— '

habt, jetzt in Hamburgo Es bestehe keine Rechtsvorschrift,

die es ermöglichte, die Beklagte lediglich deshalb von der

Leistungepflicht zu befreien, weil die Klägerin ihren Wohn—

sitz in der SBZ hatte° Anders wäre die $aehlage, wenn die

Klägerin auch für den Zeitraum vom 1° Juni 1945 bis zum

310 Januar 1947 ihre Ansprüche gegen einen Versicherungs- '

träger in der Ostzone hätte erfolgreich geltend machen könneno

Das sei aber nicht der Fall gewesen° Die Nachteile aus der

Aufteilung Deutschlands könnten der Klägerin nicht aufgebürdet

„7-
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werdén, da der Versicherungsträger in der Bundes;
republik noch vorhanden und solange in der SBZ kein

anderer Versicherungsträgér an seine Stelle getreten sei„

Bis zur Regelung durch die Verordnung vom 28° Januar 1947“

sei die Beklagte daher leistungspflichtig, da eine die Ver—

pflichtung aufhebende anderweitige Regelung weder in West-

noch in Ostdeutschland getroffen werden sei (Hinweis auf

BSG 3, 286, 295)0 Die Beklagte habe zwar damals aus
Zahlungsüberweisungsgründen keine Leistung erbringen

können, dadurch sei jedoch der Anspruch als solcher nicht

berührt worden° Insbesondere sei kein Ruhen nach 5 615

RVO eingetreten, da die Klägerin sich nicht im Ausland

aufgehalten habe" Die Leistungspflidhtéder”BEElägte■w”“wma”'

sei somit durch eine in Westdeutschland geltende Vorschrift

nicht entfallen° Ein solcher Wegfall könne nur aus dem Ge-

sichtspunkt der Unzulässigkeit von Doppelzahlungen und

des Eintretens eines anderen Versicherungsträgers be—

gründet werden° Ein anderer Versicherungsträger sei aber

erst durch die Verordnung vom 28„ Januar 1947 mit

Wirkung vom 1° Februar 1947 zuständig geworden° Die

Beklagte sei deshalb erst vom 1° Februar 1947 an von
ihrer Leistungspflicht befreite Anders lautende Ver—

waltungsanordnungen z„B„ des Präsidenten des früheren

Zentralamts für Arbeit in Lemgo vom 30° September 1948

und entsprechende Äußerungen des Bundesarbeitsministeriums

hätten keine rechtlich bindende Wirkung° Der durch
höhere Gewalt bedingte Zustand des Unvermögens zur Leistung

sei dadurch weggefallen, daß die Klägerin 1955 ihren Wohn—

sitz in der Bundesrepublik genommen habe° Es habe kein

Leistungsverweigerungsrecht bestanden, sondern lediglich

wegen der Behinderung des Zahlungsverkehrs ein tatsächliches

vorübergehendes Unvermögenpund es lägen„keine.‚Hinderuneerm.
gründe vor, die geschuldete Leistung nachträglich zu er—

bringeno Für die Zeit nach dem 31° Januar 1947 stehe dem

Sohn der Klägerin jedoch ein Rentenanspruch nicht zu°
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Der Verjährungseinwand greife nicht durch" Solange die

Kläger in der SBZ gewesen seien, habe die Beklagte die

Leistungen nicht erbringen können, so daß diese auch nicht

fällig geworden seien° Die Verjährung sei nach & 202 Abso 1
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) gehemmt, solange die Beklagte

Avorübergehend zur Verweigerung der Leistung berechtigt ge-

wesen sei° Der Beschluß des Aufnahmeausschusses für die Auf—]

enthaltserlaubnis sei zwar erst am 260 September 1956 er—
gangeno In der Begründung heißt es jedoch, daß die Klägerin

im November 1955 im "Interzonenverkehr" in das Bundesgebiet ii

gereist sei„ Nach den vorgelegten Unterlagen haben die ‚L

Klägerin bereits am 250 Juni 1955 die Zuzugsgenehmigung für '

Schwemmingenerhalteno Demgemäßseié■”äläwiäläfühgé■'im .
November 1955 frühestens im Juni 1955 und spätestens im

November 1956 fällig gewordeno Im September 1957 (Zeitpunkt

der Antragstellung) sei die Verjährungsfrist von 4 Jahren
noch nicht abgelaufen gewesen, gleichgültig von welchem der

3 genannten Zeitpunkte man ausgeheo

Die Beklagte, der dieses Urteil am 150 Dezember 1960 zuge—

stellt worden ist, hat dagegen am 50 Januar 1961 Revision

eingelegt und sie am 150 Januar 1961 begründet° Sie bean—

tragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils und in

völliger Zurückweisung der Berufung gegen das

wiederherzustellende Urteil des SG Konstanz

die Klage abzuweisen,

hilfsweise beantragt sie;,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

LSG zurückzuverweisen°

Die Kläger beantragen?“

die Revision zurückzuweisenc

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mund;

liche Verhandlung einverstanden erklärte Der Senat hat von

;9-Ü
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der Möglichkeit Gebrauch gemacht, ohne mündliche Verhandlung

durch Urteil zu entscheiden (@ 124 Abs„ 2 des Sozialgerichts—

gesetzes — SGG —)„

' II

Die
_ ;“ „L‘ - durch Zulassung statthafte —Revision ist

form— und fristgerecht eingelegt und begründet werden

und somit zulässig° Sie hatte auch Erfolgo

Entgegen der Auffassung der Revision hat das LSG mit Recht

auch darüber entschieden, ob und für welchen Zeitraum der

Sohn der Frau B::::i:i:■ Hans-Jürgen WCK::II; ....einen An—

spruch auf Nachzahlung der Waisenrente gegen die Beklagte
hato ‘

Frau Bün:1;it:■ hatte bereits im Verwaltungsverfahren

außer dem eigenen Anspruch auf Nachzahlung der Witwen-

rente den Anspruch auf Hinterbliebenenrente für ihren

Sohn geltend gemacht, und die Beklagte hat in dem mit

der Klage angefochtenen Bescheid vom 290 Juli 1958 auch

diesen Anspruch ausdrücklich abgelehnt° Der Sohn Hans—

Jürgen Wq■rxxxr war damals allerdings bereits 22 Jahre
‚’,-J

alt und infolgedessen auch abgesehen von der Sondervor—

schrift des @ 1546_Abs° 1 Satz 2 EVO aF nicht mehr ge-
setzlich durch seine Mutter vertretene Nachträglich hat

der Sohn jedoch das Handeln seiner Mutter durch die als

"Vollmacht" bezeichnete Erklärung vom 200 Mai 1961 aus—
drücklich als für sich verbindlich anerkannt (vgl° auch

für das gerichtliche Verfahren 5 73 Abs.0 2 Satz 2 see),
Es bestehen deshalb keine verfahrensrechtlichen Bedenken

dagegen, daß das SG Konstanz Frau Bü::::z:■g‘und ihren

Sohn als Kläger angesehen und mit der Abweisung der Klage
über die Ansprüche beider Beteiligten entschieden hat,

Auch im Berufungsverfahren hat das LSG mit Recht Mutter

und Sohn als Kläger und Berufungskläger angesehen und

’ dementsprechend %ber beide Ansprüche entschieden,

9104
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Der erkennende Senat stimmt mit dem LSG grundsätzlich auch

hinsichtlich der rechtlichen Folgerungen überein, die das

LSG aus der im Jahre 1945 eingetretenen Aufspaltung des bis

dahin einheitlichen Geltungsbereichs des reichsgesetzlichen

Sozialversicherungsrechts gezogen hat°

Diese Aufspaltung ist durch einen auch rechtlich bedeutsamen

Unterschied zwischen der Entwicklung in den drei westlichen

Besatzungszonen und in den übrigen Teilen des ehemaligen

Geltungsbereichs des reichsgesetzlichen Sozialversicherungs—

rechts gekennzeichnet° In den drei westlichen Besatzungs—

zonen traten zwar Schwierigkeiten tatsächlicher Art auf? die-

Z°B°daraufhemmen,daßZ“nechstderZahlungsverlehr '
zwiSchen den einzelnen Zonen unmöglich oder stark behindert

war und daß Versicherungsträger aus rechtlichen oder tat—

sächlichen Gründen an der Durchführung ihrer Aufgaben ge—
hindert waren" Auch haben die Besatzungsmächte durch Recht—

setzungsakte in das geltende Recht verändernd eingegriffen
(vgl„ z„B° die Sozialversicherungsdirektiven und -anordnungen'

in der britischen Besatzungszone)o Abgesehen davon blieb

jedoch das vor dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches

geltende Sozialversicherungsrecht in diesen Besatzungszonen

unberührt, und die Versicherungsträger, die ihren Sitz in den
_

drei westlichen Besatzungszonen hatten, konnten ihre Tätig—

keit fortsetzen oder wieder aufnehmen und dabei die Aufgaben

ausgefallener Versicherungsträger übernehmeno In den übrigen

Teilen des ehemaligen Geltungsbereichs des Rechts der reiche—‘

gesetzlichen Sozialversicherung wurden dagegen die bisher zu—r

ständigen Versicherungsträger beseitigt und an einer Fort—

setzung ihrer Tätigkeit gehindert° Anstelle der bisherigen

Sozialversicherung traten anders geartete Systeme, deren

Aufgaben durch neue Versicherungsträger wahrgenommen wurden°

Für die rechtlichen Beziehungen zwischen den Versicherungs— ‘

trägern der ehemaligen reichsgesetzlichen Unfallversicherung

in den drei westlichen Besatzungszonen und den neuen Ver—

sicherungsträgern in den übrigen Teilen und insbesondere
.

für eine Regelung der Zuständigkeit für die Ansprüche gegen-LV
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über Versicherungsträgern eines anderen Sozialversicherungs—

systems als dem des Wohnortes des Anspruchsberechtigten '

enthält die EVO naturgemäß keine auch nur entsprechend an—
wendbaren Vorschriften, da eine derartige Aufspaltung der

reichsgesetzlichen Unfallversicherung für den Gesetzgeber

nicht vorhersehbar war, Hierfür anwendbare Rechtsvorschriften

sind auch von keiner Stelle erlassen werden, die für alle

Teile des ehemaligen Zuständigkeitsbereichs der reichsge-

setzlichen UV Rechtsetzungebefugnis besaß° Wie auch der er-

kennende Senat bereits mehrfach mit ausführlicher Be-

gründung dargelegt hat (vgl° zoBo BSG 11, 271; 17, 144),

muß diese Lücke durch Anwendung des Wohnsitzgrundsatzes ge—

schlossen werden, Insbesondere gilt das in derwgeseizlichen. >>>>>>>-
UV für die sozialversicherungsrechtlichen Beziehungen eines

in der SBZ wohnenden Anspruchsberechtigten zu einem Ver—

sicherungsträger in der Bundesrepublik, Aus diesem Grund-

satz ergibt sich uoao, daß die Versicherungsträger der

verschiedenen an die Stelle der reichsgesetzlichen UV ge—

tretenen Systeme nicht nur die Aufgabe haben, bei neuen
Versicherungsfällen Leistungen nach dem für sie geltenden

Recht zu gewähren, sondern.den in ihrem Zuständigkeite—

bereich Wohnenden im Rahmen des für sie geltenden Systems

der sozialen Sicherheit auch dann Leistungen gewähren müssen,

wenn die Ansprüche auf Versicherungsfällen beruhen, die

außerhalb des eigenen Zuständigkeitsbereichs eingetreten

sind oder für die ein außerhalb dieses Bereichs noch ‘

vorhandener Versicherungsträger zuständig war, Auf der

Anwendung des Wohnsitzgrundsatzes beruhen auch die

Regelungen, die der Gesetzgeber im FAG und im Fremd—

rentengesetz (FRG) — Art° 1 des Fremdrenten— und Aus—
landsrenten-Neuregelungsgesetzes (FANG) — für die ge-

setzliche UV getroffen hata Beide Gesetze verpflichten

die Versicherungsträger der gesetzlichen UV auch ää■n“zur

Leistungsgewährung, wenn der Versicherungsfall außerhalb

des jetzigen Geltungsbereichs der RVO eingetreten ist, be-

schränken diese Verpflichtung jedoch auf die Zeit des Auf-

enthalts im Geltungsbereich dieser beiden Gesetze° Das FAG

ist allerdings - wie das LSG zutreffend ausgeführt hat —
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auf die Ansprüche der Kläger nicht anwendbar, weil die An-

sprüche auf Hinterbliebenenrenten gegenüber der Beklagten

begründet worden waren und nicht gegenüber einem nicht mehr

bestehenden, einem stillgelegten oder einem außerhalb des

Bundesgebietes oder außerhalb des Landes Berlin befindlichen

deutschen Versicherungsträger (vgl° @ 1 Abs° 2 Nro 1 FAG)o

Dagegen fallen die Ansprüche der Klägerin grundsätzlich

unter 9 5 Abs(; 1 Nr„ 1 DRG, da der Versicherungsfall seiner—
zeit in Sabhsen und damit außerhalb des Geltungsbereichs

des EEG eingetreten war° Jedoch können aus diesem mit Rück—

wirkung vom 10 Januar 1959 in Kraft getretenen Gesetz

(vgl° Arte 7 5 } FANG) für die im vorliegenden Fall allein
im Streit stehenden Zeiträume vor dem 1ew@ebruar 1947 keine

rechtlichen Folgerungen hergeleitet werden„

Das LSG, das an sich zutreffend von der Anwendung des Wohn—

sitzgrundsatzes ausgegangen ist, hat jedoch nach der Auf—

fassung des erkennenden Senats dem Umstand eine ungerecht-

fertigte Bedeutung beigemessen, daß eine einheitlicheRegelung

des Sozialversicherungsrechts für das gesamte Gebiet der

SBZ erstmalig durch die Verordnung über die Sozialpflicht-

versicherung vom 280 Januar 1947 getroffen worden ist,

Die Leistungspflicht der Beklagten war zwar an sich noch

nicht ohne weiteres dadurch erloschen, daß es ihr nach dem

Zusammenbruch des Deutschen Reiches unmöglich gemacht worden

war, in der SBZ ihre bisherigen Pflichten als Versicherungs—

träger der UV weiter zu erfüllen und insbesondere Leistungen.

an Berechtigte in dieser Zone zu gewähren„ Vielmehr kommt

es auch nach der Auffassung des erkennenden Senats darauf

an, daß anstelle der in dem Gebiet der SBZ tätig gewesenen

Versicherungsträger der Reichversbherung ein neues System

getreten ist, das die in diesem Gebiet wb■hendehBe—
rechtigten erfaßt hat° Hierzu hat der erkennende Senat in

dem in BSG 17, 144 veröffentlichten Urteil vom 290 Juni 1962

unter Bezugnahme auf BSG 3, 286, 292 näher ausgeführt, daß

der ersten abschließenden gesetzlichen Regelung ein Zeitraum

vorausgegangen ist, in dem ohne ausdrückliche, ordnungsmäßig
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veröffentlichte Bestimmungen bereits naeh dem Wohnsitz—
grundsatz verfahren worden ist, so daß die gesetzliche

Regelung nur die bis dahin fehlende Grundlage der bereits

bestehenden Verwaltungsübung ist, In den zur SBZ ge—

hörenden Ländern hatten sich die noch vorhandenen Ver—

sicherungsträger schon bald wieder bemüht, die Aufgaben

der ausgefallenen oder nicht mehr erreichbaren Ver—

sicherungsträger weiterzuführen (vgl° z,B° Heinz Paul

in Festschrift für Erwin Jacobi, 1959, So 406 ff)°

Damit stimmt auch der eigene Vortrag der Klägerin überein,

daß die Verwaltungsstelle der Berufsgenossenschaft der

Feinmechanik und Elektrotechnik in Dresden, an die sie

sich gewendet habe, die Bearbeitung der Rentenange-

legenheit nicht schlechthin abgelehnt, sondern die Weiter-

zahlung der Witwenrente nur deshalb verweigert habe, weil

die nach neuen Vorschriften erforderlichen Voraussetzungen

hierfür nicht gegeben seien, Vor allem aber waren in den

einzelnen Ländern der SBZ Sozialversicherungsanstalten

errichtet worden, auf die das Vermögen der mit dem 8° Mai

1945 als aufgelöst geltenden reichsgesetzlichen Ver-

sicherungsträger übergegangen war (vgl, zoB° die bei

Dersch, Sozialversicherungsrecht in der Sowjetischen

Besatzungszone Deutschlands, 1949, S, 80 ff veröffent—

lichten Verordnungen), Diese Einrichtungen, aus denen sich

das neue Sozialversicherungssystem der SBZ entwickelt hat, f

haben auch grundsätzlich den Wohnsitzgrundsatz angewendet,

Daß sie ihre Aufgaben nur allmählich übernehmen konnten

und auch die nach bisherigem Recht begründeten Ansprüche

nicht unverändert befriedigt, sondern einschränkende Vor—

schriften angewendet haben, ist für die Anwendung des

Wohnsitzgrundsatzes nicht entscheidend°

Vielmehr kommt es,—wie der Senat im Urteil vom 290 Juni

1962 näher dargelegt hat — darauf an, daß in der SBZ nicht -
erst vom Inkrafttreten der Verordnung vom 28, Januar 1947

an ein Sozialversicherungssystem bestand, das die in

dieser Zone Wohnenden erfaßte° Dies war vielmehr auch schon

vorher der Fall° Infolgedessen haben die Kläger keinen An—
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spruch darauf; daß die Beklagte Rentenbeträge für Zeiträume

nach dem Zusammenbruch nachzahlt, während derer die Kläger

ihren Wohnsitz noch in Sachsen hatteno ’

Die Revision der Beklagten ist somit begründet„ Das Urteil

des LSG mußte insoweit aufgehoben werden, als es das Urteil

des SG Konstanz und den Bescheid der Beklagten aufgehoben

und die Beklagte zur Gewährung von Witwenrente und Waisen-

rente verurteilt hate Die Berufung der Kläger gegen das

Urteil des SG war in vollem Umfang zurückzuweisen„

Die Entscheidung über die außergerichtlichen Kosten des

Berufungs- und Revisi0nsverfahrens ergeht aufgrund von
$ 193 SGG°
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